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Im Namen des Deutschen Volkes 
\ 

0 

. 
In der Strafsache gegen den llaler. $1 N i n  

B e r l i n ,  A l t e  Schönhauser Straße 5 ,  z.2't. i n  der  Strafanstalt 

Beil inıpl ötzensee i n  Unt ersuchungshaft , 
wegen Raeeenschande 

hat das Reichsger icht ,  2. Strafsenat, i n  der Sitzung 

vom 17. Apr i l  19.39, an der teilgenommen haben 
als Richter:  ' 

der Senatspräsident Vogt 
und d i e  Retchsgerichtsräte Dr. Hoffmann, Dr.  Full , 
Dr. Kuttner, Dr. Rit tweger, 

a ls Beamter der Staatsanwal techaft: 
der Beichsanwalt Dr. Nagel , 

als Urkundsbeamter der Gesehäftsstell e: 
der Sekretär Günzel , 

auf d i e  Rev is ion der Staatsanwol tschajt nach mündlicher 

Verhandlung nUr Hecht erkannt: - 
Das Ur te i l  des Landgerichts i n  B e r 1 i n vom 8.Dezember 1958 
w i r d  im Strafausspruch nebst den ihm ínsowet tzu Grunde l iegenden 

I'eststellungen aufgehoben; d i e  Sache w i r d  i n  diesem Umfange zu 

neuer Verhandlung und Entschetdwıg an d i e  Vorinstanz zurUckverı 

wiesen. 
Von Rechts weg en 

Grunde 
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Der jüdische Angeklagte unterhielt  etwa 1 /2 Jahre lang noch 
b i s  zum August°19}7 fortlaufend Geschl echtsverkehr mit  der deutsch- 
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blütígen Staats angehörigen F . Er ist wegen Hassenschande zu 
einer Zuchthousstrafe von 1 Jahr 5 Honoten verurteilt worden. Die 
Revision der Staatsanwaltschaft ist auf das ̀ StrajMaß beschränkt; 
sie muß Enfolø. haben. 

Die Strafkammer hat es als strafmíldernd berücksichtigt, daß 
die W durch ihr im Urteil näher erörtertes ,artvergessenes" 
Verhalten dem Angeklagten die Tat besonders leicht gemacht und ihm 
die Initiative aus der Hand genommen habe. An sich liegt die Strojh 
zumessung im pfltchtgemdßen Ermessen des Tatríchters. Die Strafe 
ist nach den gesamten äußeren und inneren Umständen der Tat und 
nach der Persönlichkeit des Täters zu bemessen. Soweit das Blut= 
Schutzgesetz in Betracht kommt, darf dabei grundsätzlich auch das 
Verhalten des anderen nicht strafbaren Teiles Berücksichtigung ein: 
den ( ReSt-Bd. 71 S. 147, 148 ). ES ist aber mit dem gesetzgebertı 
schon Grundgedanken des 'ßlutschutzgesetxes nicht vereinbar, wenn 
daraus, daß das Verhalten des anderen Teiles artvergessen ist, 
ein Strqfmilderungsgrund nur den Angeklagten hergeleitet wird. 
Dasøesetz dient nicht dem Schutze der.Geschlechts- oder Rassen- 
ehre des Etnze1nen, sondern bezweckt die.unbedingte Sicherung der 
Volksgemetnschqft vor jeder Gefährdung des deutschen .Blutes und 
der deutschen Ehre. ES ist daher rechtlich verfehlt, wenn bei der 
Btrajzumessung vorwiegend 'die äußeren und inneren ühzulängltchkeiten 
des Täters oder der Einfluß seiner Umwelt bestimmend berücksich- 
tigt werden. Wie der erkennende Senat in ROSt Bd. 72 S. 148 ausge- 
sprochen hat, ist bei einem deutsch blutigen Angeklagten als aus- 
schlaggebend das Ausmaß der Verantwortungslosigket t zu werten,dos 
er gegenuber der Volksgemetnsehaft durch Gefährdung des deutschen 
Blutes Und der deutschen Ehre gezeigt hat. Bei einem jüdischen Td= 
ter kommt es entscheidend auf das maß der von ihm bekundeten Híßfl 
achtung der zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre 
erlassenen Vorschriften on. In Verfolg dieser Grundsätze ist es be* 
reits in der Rechtsprechung des Reichsgeríchts beanstandet worden, 
wenn äußere UMstände wie das Bestehen der geschlechtltehen Be= 
ztehungen schon in der zeit vor dem Inkrafttreten des Blutschute- 
gesetzes oder das lediglich durch das Gesetz bedingte Unterbleiben 
einer beabsichtigten Heirat strajmtldernd verwertet werden ( Res: 
a.a.O.; RGUrt. vom 19.September 1958 2 .D 546/58 JW' 1938 $.2952 
Nr.16' und vom 25. Hoi 1938 2 D 249/38 nee 1938 Nr. .1217 ). Aus den 
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gleichen Erwägungen heraus kann die Tat nicht deswegen weniger uer= 
werblich sein, wenn - wie hier - bei der über den Zeitraum von 
fast 11/2 Jahren fortgesetzten Rossenschande der andere'Teil für 
den Täter erkennbar ein besonders artvergessenes Verhalten gezeigt 
hat. Denn es geht nicht an, einen UMstand, der von allen Anständtg›~ 
denkenden als unsittlich mißbilltgt wird, bei der Strafzumessung zu 
Gunsten des Angeklagten heranzueíehen. 

Da nicht auszuschließen ist, daß bei einwandfreier rechtlicher 
flUrdigung auf eine höhere Strafe erkannt worden wäre, war - ent= 
sprechend dem Antrage des Oberreíchsanwalts - die Aufhebung des 
Strafausspruchs geboten. 
geh. Vogt Hofjma on Dr.Fu11 

Kutzner Rittweger 
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